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Nr. 484. 


> 0 Dentfcher Reichstag. 
13. Plenarfigung vom 15. Oktober. 
Präſident von Forckenbeck eröffnet die 
Sitzung um 10 ½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 
ngen. 
l Am Tiſche des Bundesraths: Graf zu Eulen- 


burg, Abeken, Dr. Friedberg u. A. 


Tagesordnung: 
Fortſetzung der zweiten Berathung des Sozia⸗ 
liſengeſeßes. 
Die Berathung beginnt bei § 16, welcher 
lautet: 


„Gegen Perſonen, welche ſich die Agitation 
für die im § 1, Abſatz 2, bezeichneten Beſtrebungen 
zum Geſchäfte machen, kann im Falle einer Verur⸗ 
theilung wegen Zuwiderhandlungen gegen die 88 
12-15 neben der Freiheitsſtrafe auf Zuläſſigkeit 
der Einſchränkung ihres Aufenthaltes außerhalb ihres 
Wohnorts erkannt werden. 

Auf Grund dieſes Erkenntniſſes kann dem Ver⸗⸗ 
urtheilten der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken 
oder Ortſchaften durch die Landespolizeibehörde ver⸗ 
ſagt werden. Ausländer können von der Landes⸗ 
polizeibehörde aus dem Bundesgebiete ausgewieſen 
werden, die Beſchwerde findet nur an die Auffichts- 
behörden ſtatt. ; 

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängniß von 
einem Monat bis zu einem Jahre beſtraft.“ 

Hierzu beantragen: 
1) Abg. v. Schmid (Würtemberg): Im 1. 
die Worte: „außerhalb ihres Wohnorts“ zu 
en. 
2) Abg. Ackermann und Genoſſen den 8 


7 


Sr - a ch zum Ge 7 
im 8 1, Abſatz 2, bezeichneten Beſtrebungen zu 
fördern, kann der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken 
oder Orten verſagt werden. Wenn fie Ausländer 
find, können fie von der Landespoltzeibehörde aus 
den Bundesgebieten ausgewieſen werden.“ 

Abg. v. Schmid (Würtemberg) rechtfertigt 
den von ihm geſtellten Antrag. Der § 16 ſei der 
richtigſte Paragraph für die Unſchädlichmachung der 
Agitation. Sein Amendement verbeſſere den Kom⸗ 
miſſtonsentwurf. Von einer Härte bei der Auswei⸗ 
ſung aus dem engeren Wohnorte könne nicht die 
Rede ſein. Der Paragraph warne ja Jedermann 
vor ſolchen Agitationen. Wer dieſe deutliche War⸗ 
nung nicht befolge, der habe es ſich ſelbſt zuzuſchrei⸗ 
ben, wenn er ausgewieſen werde. Redner giebt zum 
Schluß Namens der deutſchen Reichspartei die be⸗ 
ſtimmte Erklärung ab, daß fie auf die Streichung 
der bezeichneten Worte den größten Werth lege und 
daß ſie für den Fall der Beibehaltung derſelben ge⸗ 
gen den ganzen $ 16 ſtimmen müßte. 

Abg. Reichenſperger CCrefeld) erklärt 
ſich gegen den $ 16, ſchon mit Rückficht auf die 
ſchlimmen Erfahrungen, die die Katholiken mit den 
Ausnahmegeſetzen gemacht haben. Auch bei dieſen 
habe man von allen Seiten die loyale Ausführung 
derjelben betont, die Betroffenen hätten aber blut⸗ 
wenig davon verſpürt. Man habe erfahren, mit 
welchen zarten Händen die Polizei die Maigeſetze 
ausgeführt. Wenn dieſelbe ſo rückſichtsloſer Weiſe 
gegen Ordensleute und Ordensſchweſtern verfahren, 
ſo könne man daraus ermeſſen, wie fle gegen die 
Sozialdemokraten oder Diejenigen, die ſie im bloßen 
Verdacht habe, ſolche zu ſein, vorgehen werde, wenn 
man der Polizei ſo weitgehende Befugniſſe in die 
Hände lege. Es werde damit der Willkür Thür 
und Thor geöffnet. Das Wort „Agitation“ ent⸗ 
halte gar keinen beſtimmten greifbaren, feſten Be⸗ 
griff. Man begebe ſich damit auf einen ſchwan⸗ 
kenden Boden, der ſchwere Nachtheile im Gefolge 
haben dürfte. Redner weiſt ſodann hiſtoriſch nach, 
daß in den Staaten allein, wo die Freiheit mit 
allen Mitteln der Polizeigewalt niedergedrückt werde, 
die Umwälzungen an der Tagesordnung ſeien. In 
Rußland ſei der Nihilismus bis in die höchſten 
Volkskreiſe gedrungen, ſelbſt die Spitzen der Behör⸗ 
den ſeien von ihm nicht frei. Mit ſolchen Geſetzen 
befördere man nur geheime Geſellſchaften, geheime 
Drusſchriften u. ſ. w., die viel gefährlicher wirken 
als öffentliche. Die Beſtimmungen des § 16 wür⸗ 
den nur eine ſtumpfe Waffe ſchaffen, die die ge⸗ 
fährlichte ſei. Vor ſolchen Gefahren möchte er aber 
das deutſche Reich bewahren. Redner ſchließt, daß 
mit der Annahme des vorliegenden Geſetzes ein Se⸗ 
dan für die bürgerliche Freiheit geſchaffen werde. 
(Bravo im Centrum.) 

Abg. v. Puttkamer Löwenberg legt Werth 


darauf, daß die Maßregel, welche zur Abwehr gegen 
die Ausſchreitungen der Sozialdemokratie auf Grund 
dieſes Geſetzes feſtgeſtellt werden ſolle, eine möglichſt 
ſcharfe Form erhalte. Das Geſetz müſſe eine Form 
erhalten, daß es eine Wirkung übe, ſonſt ſei es für 
ſeine Partei unannehmbar. Wenn der Vorredner 
auf die Gefahr der geheimen Verbindungen hinge⸗ 
wieſen habe, ſo nöthige gerade dieſe Gefahr am 
meiſten, der ſozialdemokratiſchen Agitation ſchnell und 
energiſch ein Ende zu machen. Jeder Richter könne 
ſofort entſcheiden, wer ſozialiſtiſcher Agitator jet und 
wer nicht. Der Begriff „Agitator“ ſei durchaus 
nicht vage, ſondern greifbar. Im Intereſſe der 
wirkſamen Ausführung des Geſetzes, im Intereſſe der 
gemeinen Freiheit bittet Redner, den Antrag der Kon⸗ 
ſervativen anzuxehmen. (Beifall rechts.) 

Abg. v. Bennigſen: Der in Rede ſtehende 
Paragraph verleiht der Regierung die weitgehendſten 
Befugniſſe über die Freiheit und das Vermögen der 
Staatsbürger. In der früheren Vorlage war eine 
derartige Beſtimmung auch gar nicht in Ausſicht ge⸗ 
nommen. Es war daher nur zu natürlich, daß die 
in dieſem Paragraph enthaltene Beſtimmung die 
ſchwerwiegendſten Bedenken in den weiteſten Kreiſen 
hervorgerufen hat. Auch in der Kommiſſton find 
dieſe Bedenken geltend gemacht worden und nur nach 
langen Verhandlungen iſt es möglich geweſen, eine 
Grundlage für eine Verſtändigung in der Kommiſ⸗ 
ſion zu finden. 


) 
klären, daß Ihre Abſtimmung auf unſere E 


werden. Wir haben geglaubt, bei § 20, wo die⸗ 
ſelbe Frage ſich wiederholt, dem dringenden Wunſche 
der verbündeten Regierungen nachgeben zu ſollen, 
wenn eine ſo große Gefahr vorhanden iſt, daß die 
Regierungen der einzelnen Länder es für erforderlich 
halten, in beſtimmten Bezirken Ausnahmezuſtände 
eintreten zu laſſen. Nur in der Vorausſetzung 
einer ſo großen Gefahr konnten wir uns entſchließen, 
ſolche Ausnahmebefugniſſe den verbündeten Regierun⸗ 
gen zu verleihen. Das iſt der Grund, weshalb 
wir bei $ 20 anders entſchieden als bei $ 16. 
Wir müſſen Ihnen (den Konſervativen) die Ver⸗ 
antwortung überlaſſen, wenn Sie es für gerathen 
halten, in der zweiten Berathung des Geſetzes noch 
eine zweite Lücke in der Vorlage zu laſſen. Ent⸗ 
ſcheiden Sie ſelbſt, ob dieſes Verhalten im Intereſſe 
des Geſetz es liegt. (Beifall.) 

Abg. Prinz Radziwill plaidirt unter gro⸗ 
ßer Unruhe des Hauſes für Ablehuung des § 16. 
Gegen die ſozialdemokratiſchen Agitationen werden 
dieſe Beſtimmungen weniger Erfolg haben, ſondern 
weitere, mehr unbetheiligte Kreiſe am ſchwerſten ſchä⸗ 
digen. Dieſer Paragraph wird unter Anderem die 
unangenehmſten Konflikte mit fremden Regierungen 
herbeiführen. Die Parallele zwiſchen den Maigeſetzen 
und dieſem Ausnahmegeſetz, welche Redner in ſehr 
ausführlicher Weiſe zieht, wird von dem ungeduldi⸗ 
gen Haufe mit Zurufen: „Zur Sache! § 16!" 
fortwährend unterbrochen. 
Volk mit dem Expatriirungs⸗Geſetz jo üble Erfah⸗ 


ragraphen ab. 
eingehen. 


von oben. 


auf die Gerichte ſtattgefunden. 


Tage traten. 


ſchwerſten Art geltend gemacht. 


bt er 
nt 
ſchließungen irgend einen Einfluß nicht ausüben 


Weil das katholiſche 


rungen gemacht hat, lehne das Centrum dieſen Pa⸗ 


Staatsminiſter Graf zu Eulenburg: Be⸗ 
vor ich auf den Paragraphen ſelbſt eingehe, will ich 
auf eine Aeußerung des Herrn Abg. Reichenſperger 
Derſelbe hat auf die zahlreichen Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigungs -Prozeſſe Bezug genommen und 
daran eine Bemerkung geknüpft, daß die Gerichte 
nicht immer unzugänglich ſeien den Einwirkungen 
Es iſt mir abſolut unverſtändlich, wie 
die Verurtheilungen für Majeſtätsbeleidigungen zu 
dieſer Bemerkung Veranlaſſung geben konnten. Die 
Gerichte ſind dabei weder einem Impulſe von oben 
gefolgt, noch hat überhaupt irgend eine Einwirkung 
Wenn die Gerichte 
in der That unter einer Einwirkung geſtanden ha⸗ 
ben, ſo war dieſe allein aus der Stimmung des 
Volkes hervorgegangen. (Sehr richtig!) Sie haben 
unter dem Einfluſſe zeſtanden des tiefen Schmerzes 
und der Rohheit, welche bei dieſen Verbrechen zu 
Eins muß ich zugeben, es hat ſich 
bei dieſer Gelegenheit ein Denunziantenthum der 
Verwerfliche Men⸗ 


ſchen haben die Gelegenheit benutzt, ihrer Rache ge⸗ 
gen ihre Mitmenſchen freien Lauf zu laſſen. Auch 
iſt es vielleicht nicht gut geweſen, die Sache über⸗ 
haupt bei den Gerichten anhängig zu machen. Man 
hätte beſſer gethan, dergleichen Aeußerungen ſelbſt zu 
ſtrafen (Senſation); es giebt eine Strafe, welche die 
Geſellſchaft ſelbſt verhängen kann, man kann ſolche 
Leute von der Geſellſchaft ausſchließen. Aber eine 
Schande kann Diejenigen nicht treffen, welche den 
Weg der ordentlichen Gerichte vorgezogen haben. 
Wenn ſodann der Herr Abg. Bennigſen erklärt hat, 
daß er und ſeine Freunde entſchieden auf dem 
Standpunkt der Kommiſſtonsbeſchlüſſe ſtehen bleiben 
müßten, ſo möchte ich doch dem gegenüber darauf 
aufmerkſam machen, daß in der Kommiſſton aller⸗ 
dings eine Art von ſtillſchweigendem Uebereinkom⸗ 
men über dieſe Beſchlüſſe ſtattgefunden hat, weil bei 
einzelnen Beſtimmungen die Schwierigkeiten der Ver⸗ 
ſtändigung ziemlich große waren. Seitens der ver- 
bündeten Regierungen iſt allerdings bei dieſer ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung ſtehen geblieben, ich bin 
aber erſtaunt geweſen, von Herrn v. Bennigſen heute 
zu hören, daß er und ſeine Freunde auf die Be⸗ 
ſchlüſſe der Kommiſſton ein je großes Gewicht legen. 
Ich gebe mich übrigens der Hoffnung hin, daß die 
Erklärung nicht in ſo ſcharfem Sinne gemeint ge⸗ 
weſen iſt und möchte ich nur daran erinnern, daß 
bereits zu § 1 ein Abänderungsantrag vom Haufe 
angenommen iſt. Ich werde mich übrigens nicht 
abhalten laſſen, in demſelben Sinne, in welchem 
die Verhandlungen bisher geführt worden ſind, da⸗ 
zu wirken, daß eine Verſtändigung über die⸗ 
etz herbeigeführt werde, aber auf einem Boden, 

ie Wirkſan ö eges nicht ausge ⸗ 


Wirkſamkeit des G 

6 Abgg. v. Hel ld orff und v. Kar ⸗ 
dorff erklären ſich ebenfalls entſchieden gegen die 
Stellungnahme der nationalliberalen Partei zu dem 
Geſetze, indem fie auf die in der Kommiſſion gepflo- 
genen Verhandlungen Bezug nehmen, bei welchen von 
einem ſo entſchiedenen Feſthalten an den Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſen nicht die Rede geweſen ſei. 

Abg. Dr. Hänel findet in dem $ 16 aufer- 
ordentliche Grauſamkeiten. Redner führt den Kon⸗ 
ſervativen zu Gemüthe, ob es nicht rathſam ſei, 
gerade dieſen Paragraphen, der von allen Seiten ſo 
entſchiedenen Widerſpruch erfahre, als Kraftmeſſer an⸗ 
zuwenden. Er bittet, wenn überhaupt der § 16 
angenommen werden ſollte, wenigſtens bei den Kom⸗ 
miſſtonsbeſchlüſſen ſtehen zu bleiben. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Perſönlich bemerkt Abg. Reichenſperger, 
indem er den ihm gemachten Vorwurf als unbe⸗ 
gründet zurückweiſt, daß er nur geſagt habe, wie 
auch Richter bei ihren Urtheilsſprüchen einem ihnen 
von oben gegebenen Impulſe nicht immer ent⸗ 
ſprechen konnten. Er habe damit nur ſagen wollen, 
daß, wenn einmal eine Zeitſtrömung herrſcht, na⸗ 
mentlich aber, wenn dieſe Strömung von der Re⸗ 
gierung ausgeht, ein ſehr gefährlicher Einfluß auf 
das Richteramt hervortreten könne und auch hervor⸗ 
getreten ſei. 

Wirkl. Geh. Rath Dr. Friedberg weiſt 
auch die bloße Vermuthung einer ſtattgehabten Ein⸗ 
wirkung auf das Entſchiedenſte zurück; er habe keine 
Kenntniß von derartigen Anweiſungen, aber er könne 
auch auf das Nachbdrücklichſte erklären, daß ſeitens 
der Regierung nichts ergangen ſei. 

Abg. v. Bennigſen erklärt gegenüber den 
Ausführungen des Miniſters Eulenburg, wenn der⸗ 
ſelbe jo viel Aufhebens von den zu § 1 gefaßten 
Abänderungsbeſchlüſſen mache, derſelbe ja in der 
3. Leſung rückgängig gemacht werden könne. Seine 
frühere Erklärung habe ſich auf die Stellung der 
nationalliberalen Partei zu § 16, nicht aber auf das 
ganze Geſetz bezogen. 

Nach einigen kurzen Bemerkungen des Mini⸗ 
ſters Graf Eulenburg und des Abg. Dr. Bruel 
wird die Diskuſſton von Neuem geſchloſſen und bei 
der Abſtimmung ſowohl die dazu vorliegenden Ab⸗ 
änderungs⸗Anträge, wie der § 16 der Kommiſſtons⸗ 
Beſchlüſſe vom Hauſe verworfen. 

$ 16 a beantragt Abg. v. Schwarze in 
folgender Faſſung anzunehmen: „Gegen Gaſtwirthe, 
Schänkwirthe und Perſonen, welche Kleinhandel mit 
Branntwein oder Spiritus treiben, ſowie gegen Buch⸗ 
drucker, Buchhändler, Leihbibliothekare und Inhaber 
von Leſekabinetten kann, wenn ſie ſich die Agitation 
für die im § 1 Abſatz 2 bezeichneten Beſtrebungen 
zum Geſchäfte machen, im Falle einer Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die §s 12 bis 15 neben der Freiheits- 


ſtrafe auf Unterſagung ihres Gewerbebetriebes er ⸗ 
kannt werden. f f 

Abg. Wiemer erklärt ſich gegen dieſen Pa⸗ 
ragraphen, der eine ſchwere Schädigung vieler Ge⸗ 
ſchäftstreibender im Gefolge haben werde. 

$ 16a wird angenommen. 

$ 16 b, welcher von dem Verbot der gewerbs⸗ 
mäßigen öffentlichen Verbreitung von Druckſchriften 
der im § 1 bezeichneten Tendenz handelt, wird ohne 
Debatte ebenfalls angenommen. . 

$ 17 der Regierungs⸗Vorlage wird auf den 
Vorſchlag der Kommiſſion mit Zuſtimmung des Hau⸗ 
ſes geſtrichen. 5 
s 18 (Wer einem auf Grund des $ 162 
ergangenen Urtheile oder einer auf Grund des $ 16 
erlaſſenen Verfügung zuwiderhandelt, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 1000 Mark oder mit Haft bis zu 
ſechs Monaten beſtraft) wird ohne Debatte ge⸗ 
nehmigt. Br 

$ 19 lautet: „Zur Entſcheidung der in den 
Fällen der 88 4, 8 erhobenen Beſchwerden wird 
eine Kommiſſton von neun Mitgliedern gebildet. 
Der Bundesrath wählt vier derſelben aus ſeiner 
Mitte, die übrigen fünf aus der Zahl der Mitglie⸗ 
der der höchſten Gerichte des Reiches oder der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten. — Die Wahl dieſer fünf 
Mitglieder erfolgt für die Zeit der Dauer dieſes 
Geſetzes und für die Dauer ihres Verbleibens im 


richterlichen Amte. — Der Kaiſer ernennt den Vor⸗ 


ſitzenden und deſſen Stellvertreter aus der Zahl der 
Mitglieder. N 

Abg. Ackermann empfiehlt einen Hierzu 
eingebrachten Antrag der konſervativen Partei, der 
dahin geht, daß der Kaiſer den Vorſtzenden der 
Kommijien überhaupt ernennen ſell und zwar ai, 
nur aus der Zahl der Mitglieder derſelben, ſondeen 
aus freier Wahl. Sodann ſollen die vier Mit⸗ 
glieder, welche Richter ſein müſſen, nicht blos aus 
den höchſten Gerichten, ſondern auch aus höch⸗ 
ſten Verwaltungsgerichten gewählt werden können. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen erblickt in die⸗ 
ſem Paragraphen eine weſentliche, Beichränkung der 
Selbſtſtändigkett der Einzelſtagten, r nicht gebaut 
ſei auf dem föderativen Prinzip, das doch auch der 
Herr Vorredner vertrete. Seines Erachtens ſei die 
Einſetzung dieſer Kommiſſion gar nicht denkbar ohne 
Abänderung der Reichsverfaſſung. Mit derſelben 
werde der Anfang gemacht zur Entziehung der ſtaat⸗ 
lichen Polizeigewalt, wie durch die Etablirung der 
Reichseinheit den Einzelſtaaten die Juſtizhoheit ent⸗ 
zogen worden ſei. Redner hätte gewünſcht, daß 
man an Stelle des gefaßten Beſchluſſes dem An⸗ f 
trage Gneiſt zugeſtimmt hätte, die höchſte Inſtanz 
auf die Perſon des Reichskanzlers zu übertragen. 

Es würde ſich damit beſtätigt haben, daß es ſich bei 
dieſem Geſetze lediglich um die Uebertragung der 
Diktatur auf die oberſte Reichsbehörde handelt. Im 
lebrigen möchte er vor der Annahme warnen, als 

ob dieſe Konzeſſton irgend welche Garantie biete. 
Deshalb jei es vollſtändig gleich, ob in dieſe Kom⸗ 
miſſton Mitglieder der höchſten Gerichtsbehörden oder 
Verwaltungsbeamte berufen würden; man könnte 
ebenſo gut Polizeibeamte zu Mitgliedern der Kom⸗ 
miſſion ernennen. Richtiger wäre es, die Ausfüh⸗ 
rung des Geſetzes den Einzelregierungen und deren 
Organen zu überlaſſen: der Reichskanzler hätte dann 
immer noch das Recht, über die richtige Ausfüh⸗ 
rung des Geſetzes in den einzelnen Fällen zu 
wachen. erer 

Abg. v. Schmid (Würtemberg) plaidirt für 
die Anträge der Reichspartei, will ſich aber event. 
den Anträgen der konſervativen Partei anſchließen, 
welche dahin gehen, daß der Kaiſer den Vorſitzenden 
der Beſchwerdekommiſſion frei ernennt. Redner iſt 
für eine Reichs inſtanz und gegen die Ueberlaſſung 
der Beſchwerdeinſtanz an die Einzelſtaaten. 

Miniſter v. Abeken wendet ſich gegen den 
Vorſchlag der Reichstagskommiſſton, daß die Be⸗ 
ſchwerdekommiſſion der Mehrzahl nach richterliche 
Mitglieder haben ſolle. Dieſe richterlichen Mitglie⸗ 
der würden verſucht ſein, nach Art des gerichtlichen 
Verfahrens überall ſtringente Beweiſe zu verlangen 
und ſolche zur Vorausſetzung einer Verurtheilung zu 
machen. Das Geſetz biete aber gar keine der⸗ 
artige Handhabe und das ſolle es auch nicht, 
weil es kein Juſtizgeſetz, ſondern ein Verwaliungs⸗ 
geſetz ſei. az 
Abg. v. Schwarze empfiehlt als Bericht 
erftatter die Vorſchläge der Kommiſſton. 

Sächſiſcher Juſtizminiſter Abeken: Die ve 
bündeten Regierungen empfehlen Ihnen die A 


2 


nahme des Amendements Akkermann, das za einer 
Verſtändigung über das Geſetz eher führen werde, 
als der Beſchluß der Kommiſſion. Letzterer unter⸗ 
ſcheide ſich von dem Erſteren weſentlich durch den 
Umſtand, daß derſelbe das richterliche Element bei 
der Entſcheldung der Einzelfälle in der Mehrzahl 
a mitwirken laſſen wolle Dadurch werde der Kom- 
miſſion der Charakter eines Gerichtshofes gegeben, 
ai was die verbündeten Regierungen vermeiden wollen. 
Es handele ſich bei den zu beurtheilenden Fällen 
lediglich um verwaltungsbehördliche Maßregeln; ein 
wirkſamerer Rechtsſchutz durch richlerliche Perſonen 
ſei nicht zu erwarten. Die Verwaltungs behörde bie- 
tet dieſelben Garantien für die Beurtheilung der 
teinſchlägigen Fragen; ſie biete aber noch größere 


Garantien für eine maßvolle Anwendung des Ge⸗ 


ſegzes, auf welche die verbündeten Regierungen großes 
Gewicht legen, als von Richter⸗Kollegien. 
Die Debatte wird geſchloſſen. 
5 Die Anträge Ackermann werden abgelehnt und 
bie oben mitgetheilten drei Alinea's des 8 19 nach 
den Kommiſſtons⸗Beſchlüſſen genehmigt. 
Held Der zweite Theil des § 19 enthält die Be⸗ 
ſtimmungen über die Entſcheidungen der Kommiſſton, 
ei nach freien Ermeſſen erfolgen und endgültig fein 
ſollen. ö | N 
. Es erhebt ſich hierüber eine längere, ſich aus⸗ 
ſchließlich in juriſtiſchen Ausführungen bewegende 
Debatte, an der ſich außer dem ſächſiſchen Juſtizmi⸗ 
niſter Abeken die Abgg. von Goßler, Dr. Bruel, 
Dr. Lasker, Dr. Hänel betheiligen. 
„Bei der Abſtimmung wird ein Abänderungs⸗ 
Antrag des Abg. Ackermann, welcher dieſem Theile 
des § 19 eine präziſere Faſſung giebt und mit dem⸗ 
„ jelben der $ 19 — der nunmehr aus zwei Para⸗ 
graphen beſtehen wird — angenommen. 
Die Sitzung wird hierauf vertagt. 


Schluß 40 Ahr. 
e Nächſte Sitzung: Mittwoch 10 Uhr. 
Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
, kathung. 

Ed Deu, 


Berlin, 15. Oktober. Man ſchreibt: Inner⸗ 
halb der Fraktionen der Rechten des Reichstages 
ſchweben Erwägungen, wie man am beſten die un- 

vorhergeſehen Lücken ausfüllen möchte, welche durch 
die Abſtimmung über die 88 6 und 16 entſtanden 
"find. Es gilt als zweifellos, daß man irgend einen 
Ausweg finden wird und es werden zu dieſem Be⸗ 
hhufe Verhandlungen mit den Liberalen angeknüpft 
werden. Auf allen Seiten iſt der ernſte Wille vor⸗ 
handen, die umfangreichen Arbeiten der ermüdenden 


Berathungen, welche dies Geſetz erfordert hat, nicht 


reſultatlos verlaufen zu laſſen. Es wird überall 
angenommen, daß die Regierung, mit gegebenen 
Größen rechnend, zufrieden ſein wird, das Geſetz in 
der Faſſung zu erhalten, wie es die Kommiſſton be⸗ 
ſchloſſen hat. 


Stimmung des Hauſes eine wohlbegründete. 


vember hier zuſammen. 


miſſſion zu treffen. 


gelegt werden können. 


Sachſen, Mitglied des Herrenhauſes, 
Erasmus von Witzleben im 73. Lebensjahre. 


Grevenbroich) niedergelegt. 


dats abgelehnt. Er 
5 Ausland. 
Wien, 14. Oktober. 


bedenklichen Folgen begleitet ſein wird. 
Verantwortung in dieſem Falle von Rechts wegen 


Befriedigung; überdies läßt ein Theil der dieſer 
angehörigen Preſſe ſchon ſelbſt das Bedenken laut 
werden, ob der richtige Zeitpunkt für die partielle 


Abhrüſtung getroffen ſe. Wenn man ſelbſt von den 


uuberechenbaren Zwiſchenfällen um Konſtantinopel 
alſehen will, die ſich recht gut zu einem neuen 
blutigen Konflikt zwiſchen Rußland und der Pforte 
bherauswachſen können — alle Berichte aus der 
Aunkiſchen Hauptſtadt ſtellen die Lage ernſt dar — 
ſo iſt in Bosnien das Werk Oeſterreichs noch kei⸗ 
neswegs gethan. Der Feinde ſitzen noch genug in 
allen Schluchten und Wäldern, die, durch eine vor⸗ 
nefffliche Spionage unterſtützt, keine Gelegenheit 
eines erfolgreichen Ueberfalls vorbeigehen laſſen; 
dazu kommt, daß das diplomatiſche Vorgehen der 
Pforte feine Rückwirkung auf die Mohamedaner 
nicht verfehlen wird, ſo wenig als die Anſammlung 
einer ſtarken Armee in Koſſowo, was beides 


. Weitergehende Beſorgniſſe werden in 
parlamentariſchen Kretſen nicht getheilt. Zweifellos 
wird morgen die zweite Leſung ihr Ende finden. 
Die Hoffnung, die dritte in 2 Tagen, Freitag und 
Sonnabend, beendigen und damit die Seſſion an 
legztgedachtem Tage ſchließen zu können, iſt nach der 


OR — Die Tabaks⸗Enquete⸗Kommiſſton tritt, wie 

wir zuerſt gemeldet, am 4. und nicht am 1. No- 
Der Vorſitzende der Kom⸗ 
miſſton, Generalſteuerdirektor Fabricius, trifft heute 
aus Straßburg hier ein, um die nöthigen Vorberei⸗ 
tungen für die weiteren Arbeiten der Enquete⸗Kom⸗ 
Mitglieder der Kommiſſton find 
nicht wenig erſtaunt, daß die Kommiſſion auf einen 
jo frühen Termin einberufen iſt, da derſelben für's 
Erſte nur ein ſehr beſchränktes Material wird vor⸗ 


— In Merſeburg ſtarb am 12. d. M. nach 
langem Leiden der frühere Oberpräſtdent der Provinz 
Hartmann 


N — Der Abg. Freiherr von Thimus (Cen⸗ 
trum) hat aus Geſundheitsrückſichten fein Landtags ⸗ 
mandat für den 12. Düſſeldorfer Wahlbezirk (Neuß⸗ 
Herr von Thimus hatte 
aus dem gleichen Grunde auch Wei den letzten 
Reichstagswahlen die Wiederübernahme eines Man⸗ 


Die Demobiliſtrung von 
fünf in Bosnien ſtehenden Diviſtonen iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich beſchloſſen worden, bevor die Ruſſen eine 
neue Vorwärtsbewegung gegen Konſtantinopel ins 
Werk ſetzten und ſo gewiß die finanzielle Entlaſtung 
wie die Rückkehr der betreffenden Mannſchaſten in 

die Heimath an und für ſich freudig begrüßt wird, 

ſ erhebt ſich doch angeſichts der ſich drohender ge- 

ſtaltenden Lage der Zweifel, ob die Schwächung 

Okkupationskorps um 80,000 Mann nicht von 

Daß die 


der Oppoſition zufallen würde, gewährt nur geringe 


dazu beiträgt, den gegenwärtigen Zuſtand der Dinge] Greifswald auszubildende Hebammenſchülerinnen wer⸗ 
in Bosnien als einen proviſoriſchen erſcheinen den aus Provinzialfonds 420 M. pro Jahr wider⸗ 
zu laſſen und die Hoffnungen der zerſplitterten] tuflich bewilligt. — Der bienenwirthſchaſtliche Ver⸗ 
und für den Moment überwältigten Inſurrektion ein für den Cösliner Regierungsbezirk petitionirt um 
von Neu m zu beleben. Es fehlt weiter nichts, eine jährliche Beihülfe von 3000 M., ſtatt deſſen 
als daß mit der Einführung des neuen Verwal- wird beſchloſſen, der pommerſchen ökonomiſchen Ge⸗ 
tungsſyſtems, das nunmehr jo ziemlich feſtgeſtellt ſellſchaft durch den Etat eine Summe von 1000 
iſt, in beiden Provinzen Ernſt gemacht wird, was] Mark jährlich zu dem Zwecke zu überweiſen, dar⸗ 
kaum ohne Widerſtand ablaufen dürfte. Vielleicht, aus die Bienenzucht in ihrem Bezirke zu ſubven⸗ 
daß die Dinge ſich glimpflicher entwickeln, als eine tiontren für den Fall, daß ſie es für angemeſſen er⸗ 
wohlberechtigte peſſimiſtiſche Vorausſicht anzunehmen achtet. 
erlaubt, und wir werden nicht verfehlen, die Ab⸗ — Vom 1. November ab wird bei den Poſt⸗ 
rüſtungsmaßregel ebenfalls zu begrüßen. Inzwiſchen anſtalten im Reichs⸗Poſtgebiete die Aufbewahrungs⸗ 
möchten wir eine Verſchiebung derſelben für räthlicher friſt für diejenigen mit dem Vermerk „poſtla⸗ 
gehalten haben. gernd“ bezeichneten Sendungen, welche innerhalb 
Es iſt übrigens mit Recht aufgefallen, daß die Deutſchlands zur Poſt gegeben find, auf einen 
Ruſſen ſofort von Neuem gegen die Pforte mit Monat, und die Aufbewahrungsfriſt für dergleichen 
Preſſtonsmaßregeln auftraten, wie dieſe und ſicher gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, ſowie 
mit auf ruſſiſchen Rath mit Oeſterreich gebrochen und für Poſt⸗Anweiſungen vom Aus lande auf z wei 
die Konvention abgelehnt hatte. Der Zuſammen⸗ | Monate feſtgeſetzt. Werden die Sendungen inner⸗ 
hang der Dinge liegt auf der Hand und die Pforten- halb der bezeichneten Friſten von der Poſt nicht 
ſtaatsmänner werden vermuthlich heute ſchon ihre abgeholt, ſo erfolgt die Rückſendung nach dem Auf- 
Kurzſichtigkeit bereuen. Eine neue Aktion gegen die gabeorte. Alle vor dem 1. November zur Pot 


denken verbunden, wenn eine öſterreichiſche Armee bisherigen Beſtimmungen behandelt, mithin drei 
von 180,000 Mann durch vertragsmäßige Ueber⸗ Monate lang am Beſtimmungsorte aufbewahrt wer⸗ 
einkunft mit der Pforte in den Nordprovinzen ſtand, den. Bezüglich der Werthbriefe und der Packete 
die möglicher- wenn auch nicht wahrſcheinlicherweiſe vom Auslande bleiben die bisherigen Beſtimmungen 
einem Vermittelungsverſuche zwiſchen den beiden Geg⸗ in Kraft. . 
nern, der von hier aus unternommen werden möchte, Stargard, 15. Oktober. Das hieſige Pu⸗ 
Gewicht verlieh. Machte man doch ruſſiſcherſeits nie blikum wurde heute durch die Nachricht von einem 
ein Hehl daraus, daß ſich die ruſſiſche Okkupations⸗ in der Nähe unſerer Stadt begangenen Mord allar⸗ 
armee in Bulgarien durch den ſtarken öſterreichiſchen mirt. In einer Kornmiete bei Kitzerow wurde ge⸗ 
Aufmarſch gentet fühle und ſprach man ſelbſt unver» ſtern eine weibliche Leiche gefunden, welche als die 
hohlen von einer nothwendigen Verſtärkung derſelben. der Dienſtmagd Olga Bläske rekognoscirt wurde. 
Die Verwickelung zwiſchen Oeſterreich und der Pforte Bei der ſofort vorgenommenen Obduktion ergab ſich, 
hat zur Folge, daß die Ruſſen mindeſtens für die daß die Getödtete ſich in hochſchwangerem Zuſtande 
nächſte Zeit ſich bedeutend freier bewegen können, befand und ihren Tod durch Erdroſſelung gefunden 
da man dieſſeits ſtark das Intereſſe verloren hat, fish | hatte. Als des Mordes verdächtig wurde der Knecht 
für die Pforte zu echauffiren, zumal in einer Frage Wilhelm Modrow aus Buchholz geſtern Abend 
wie jener der Kriegskoſten, die bei den neuerdings in Kitzerow verhaftet und geſchloſſen an die hieſige 
geſpannten Beziehungen zwiſchen Rußland und der Behörde abgeliefert. 


Pforte eine Rolle ſpielt. 

— Nach einem der „Nat.⸗Ztg.“ aus Wien Vermiſchtes. 
unterm Heutigen zugegangenen Privat - Telegramm — Die Londoner „Dramatie New“ erzählen 
verlautet aus guter Quelle, daß die Antwort des von dem in England berühmten Charakterdarſteller 
Wiener Kabinets auf die letzte türkiſche Note er⸗ Flotence folgende hübſche Anekdote: Florence, der 
folgt iſt und nächſter Tage in Wien wird publizirt die Pariſer Weltausſtellung zu beſuchen beabſichtigte, 


werden. bildete nicht wenig auf einige franzöſiſche Brocken 
Wien, 15. Oktober. Von der dieſſeitigen Mi⸗ en e e 
niſterlriſts oder vielmehr ihrer Löſung verlautet noch hatte. 
Immer nichts Sicheres, obwohl allerdings in be⸗ einen Freund zum Mittageſſen ein und beglebt ſich 
rufenen Kreiſen ſtark an ein Miniſterium Pretis ge⸗ zum Reſtaurant. „Kellner, wie ſpät iſt es?“ fragte 
glaubt wird, zumal nachdem die Okkupationskoſten er im ſchöͤnſten Buch⸗Franzöſiſch. „Ich weiß nicht, 
auf das Möglichſte verringert werden, dem ehemaligen | mein Herr.“ „Mein Gott,“ ruft Florence aus, 
Finanzminiſter alſo in dieſer Beziehung "feine Stel ⸗ und ſieht den Freund, dem er durch ſein Wißfen 
lung vor dem Parlamente erleichtert würde. Die imp iren will, ſtolz an. ; 
neue Minifterlifte wird nun jeden Morgen in de pr 10% n n 
„Wiener Zeitung“ erwartet, da der Reichsrath nächte | — Aus Jena wird folgende komiſche Scene 
berichtet, die ſich bei der Rückkehr des Jenenſer 
Füſtlierbataillons aus dem Manöver ereignet haben 


06 1 ö i ige 
ſoll: Als der, das Bataillon nach Jena überführende 


Er kommt glücklich in Paris an, ladet 


2 oche eröffnet wird. a 
Paris, 14 Oktober. Der Biſchof Dupanloup 
hinterläßt ia feiner öffentlichen Stellung ein reiches 
Erbe: er war Biſchof, Senator auf Lebenszeit und 
Mitglied der Akademie, einer der vier von dem 
franzöſiſchen Episkopat gewählten Vertreter im Un⸗ 
terrichtsrath, feiner ſonſtigen Ehrenämter nicht zu 
gedenken. Politiſch ſteht das lebenslängliche Man⸗ 
dat für den Senat in erſter Reihe, und die Rechte 
des Oberhauſes wird natürlich Sorge tragen, das⸗ 
ſelbe in der letzten Stunde ihrer Herrſchaft einem 
der Ihrigen zu verleihen. Um alle Eiferſucht zwi⸗ 
ſchen Bonapartiften, Legitimiſten und Orleaniſten aus⸗ 
zuſchließen, hat ſie ſchon jetzt ihr Augenmerk, wie 
wir telegraphiſch melden konnten, auf einen Kleri⸗ 
kalen gerichtet; denn der Klerikale iſt eben, wie der 
ſelige Herr Biſchof, nach Belieben Legitimiſt, Or⸗ 
leaniſt und Bonapartiſt, vor Allem aber ein unver⸗ 
ſöhnlicher Gegner der Republik. Der Erzbiſchof 
von Paris, Kardinal Guibert, ſoll alſo der Kan⸗ 
didat der Rechten im Senat ſein; auch er iſt 76 
Jahre alt und ſteht mit einem Fuße im Gcabe, 
aber er iſt ein Biſchof und ebenſo verbiſſen, wie 
der verewigte Dupanloup, hat alſo alle Ausſicht, 
von der ſterbenden Majorität dem künfrigen Senate 
teſtamentariſch vermacht zu werden. Anderen Mit⸗ 
gliedern der Rechten ſcheint einem uns heute früh 
zugegangenen Telegramm zufolge Kardinal Guibert 
noch nicht empfehlende Eigenſchaften genug zu be⸗ 
ſizen, um der Ehre der Wahl theilhaftig zu wer⸗ 


fälles der Bahn von den dazu befugten Schaffnern 


ſich nicht drehten, ſondern auf den Schienen entlang 
rulſchten und in Folge der ſtarken Friktion rechts 
und links die Funken davonſprühten, da glaubte ein 
Feldwebel, der ganze Waggon ſei in Brand ge⸗ 
rathen und für die Inſaſſen hätte das letzte Stünd⸗ 
lein geſchlagen. Es ſtanden dem Kriegsmann keine 
Signalmittel zu Gebote, mit denen er dem Locomotivs 
führer die Gefahr hätte mittheilen können — er 
kommandirte Trommler und! Pfeifer auf ihre Poſten 
und ein Signal folgte auf das andere, ohne daß 
man von Seiten des Zugperſonals der gewohnten 
kriegeriſchen Muſik eine Brachtung ſchenkte. Dem 
Feldwebel ſchien die Gefahr immer drohender zu 
werden und — „geladen — Feuer“ — erſcholl das 
Kommando und ein wahres Pelotonfeuer wurde aus 
dem Wagen heraus in die ſtille Nacht hinein er⸗ 
öffnet. Jetzt übertrug ſich die Angſt auch auf einen, 
im Dienſte noch jungen Bremſer, der mit dem 
Bahnweſen noch nicht genau vertraut war — auch 
er glaubte ſich vor dem mörderiſchen Feuer nicht 
ſicher auf ſeinem luftigen Sitz, und da auch die 
Signalleine ihren Dienſt verſagte, ſo ergriff er die 
Flucht und mit affenartiger Geſchwindigkeit ſaß 
l ur — auf den Puffern des Wagens, um jo im 
den. Man hat daher in den Erzbiſchof von An, unfreiwillgen Ritt im Bahnhof Jena ſeinen Einzug 
gers, Freppel, einen neuen Kandidaten aufgeſtellt, zu halten. 
der nicht nur Ultramontaner der allerſchwärzeſten! — Etwas aus der Republik Venezuela. ie 
Schattirung, ſondern nebenbei auch einer der be. Armee der Republik Venezuela muß ein wahres 
kannteſten Deutſchenfreſſer iſt. Wahrscheinlich aber Muſter⸗Heer ſein. Mit den Soldaten iſt's aller⸗ 
werden Guibert und Freppel von ihnen für den Se⸗ dings etwas mäßig beſtellt — — dafür giebt es 
nat aufgeſtellt werden, da auch für den verſtorbenen aber Offiziere in einer ganz ungeheuren Anzahl. 
lebenslänglichen Senator General Chareton (von der Die Brigade Los Altos beſteht — wie in einer 
Linken) eine Neuwahl ſtattzufinden hat. Brochüre eines früheren Präſidenten der Republik 
Provinzielles. Venezuela zu leſen iſt — aus einem General, ſieben 
Stettin, 16 Oktober. In der geſtrigen Oberſten, achtundzwanzig Offizieren und — drei⸗ 
Sitzung des „Provinzal Landtages“ wurde be- undfünfzig Soldaten. Keine Erfindung, ſondern zu 
ſchloſſen, daß in den Etatsentwurf der Jahre von leſen in einem kürzlich veröffentlichten Memorandum 
April 1879 bis April 1882 je 2000 M. Jahres- des ehemaligen Präſidenten Guzmann Blanco 
ſuboention für die Diakoniſſen⸗ und Krankenheil⸗ i 7 
Anſtalt Bethanien zu Neutornei eingeſtellt werden; Telegraphiſche Depeſchen. 
dagegen wurde der Antrag des Vorſtandes der An⸗ Köln, 15. Oktober. Die „Köln. Ztg.“ läßt 
ſtalt auf Bewilligung einer außerordentlichen Bei⸗ ſich aus London melden, die Miniſter des Krieges, 
der Kolonien und der Marine hätten angeſichts der 


hülfe von 10,000 M. abgelehnt. — Ebenſo wurde 
der Antrag des Kuratoriums des Stiftes Salem afghaniſchen Angelegenheit ihre Reiſe nach Cypern 
endgültig aufgegeben. 


zu Neutornei auf Erhöhung der dem Stifte gewähr⸗ 
Wien, 15. Oktober. Die „Pol. Korr.“ ver⸗ 


ten Subvention von 600 M. abgelehnt. — Des⸗ 
gleichen wurde beſchloſſen, die der Mädchen⸗Herberge | öffentlicht folgende Meldungen aus Konſtantinopel 
von heute: 


Erneſtinenhof bisher bewilligte Subvention von 300 
Der ruſſiſche Botſchafter, Fürſt Lobanoff, iſt 


M., um deren Weiterbewilligung die Anſtalt peti⸗ 
tionirt, für die nächſte Etatsperiode abzulehnen reſp. geſtern nach Adrianopel abgereiſt, um mit dem Ge⸗ 
neral Totleben angeblich wegen der Maßregeln zu 


dieſen Poſten im Etatsentwurf 1879/80 zu ſtrei⸗ 
konferiren, welche hinſichtlich der den abziehenden 


chen. — An Verpflegungsgeld für 5 von Hebammen⸗ 
bezirken präſentirte in der Hebammenlehranſtalt zu Kolonnen der ruſſiſchen Truppen gefolgten chriſtlichen 


Türkei war für die ruſſiſche Politik mit einigen Be- gelieferten Lagerſendungen werden noch nach den 


ein, die er zu dieſem Zwecke auswendig gelernt 


„Mein Gott, ſchon ſo 
e gan ! 70 


Zug hinter Schwabhauſen wegen des enormen Ge⸗ 


nach Kräften gebremſt wurde, ſo daß einzelne Räder 


Flüchtlinge zu ergreifen wären. In diplomatiſchen 
Kreiſen wird indeß der Reiſe des Botſchafters ein 


ernſterer Zweck beigelegt. 


ſtändigung erwarten laſſen. 


Eigenſchaft nach Petersburg. 


unterbreitet werden. 
rechnet. 

Agram, 15. Oktober. 
Alineas des Adreſſenentwurfs. 


Abſätze wurde abgelehnt. 
Paris, 15. Oktober. 


dienen könnten. 
Rom, 15. Oktober. 


italieniſche Regierung. 


wollen Europas erworben. 


nicht vorhanden. 


vermeiden. 


herabgeſetzt werden möchten. 


Athen, 15. Oktober. 


Seſſton. 


lands gewahrt werden würden. 


hergeſtellt werden würde. 


der Frage zu befaſſen. 


zu bringen. 


Es wird hier poſitiv verfichert, die Pforte ver. 
zichte keineswegs darauf, mit einem eigenen Reform. 
projekt für die aſiatiſchen Beſitzungen hervorzutreten 
die Grundlagen deſſelben ſollen dem engliſchen Bot, 
ſchafter Layard bereits mitgetheilt fein und eine Ver, 

Ein Gleiches beabſſch. 
tige die Pforte bezüglich Oſtrumeliens. | 

Der Sultan empfing geſtern Karatheodort. 

Die ruſſiſch⸗türkiſche Grenzregultrungskommiſſion 
iſt geſtern nach Batum abgereiſt. 

Wien, 15. Oktober. Die öſterreichiſchen Di. 
plomaten-Verſetzurgen find nun nahezu durchgeführt 
An Stelle des in Petersburg zurücktretenden Gene. 
rals Langenau geht der bisherige Botſchafter Oeſter⸗ 
reichs in Paris, Baron von Wimpffen, in gleicher 


| Peſt, 15. Oktober. Die hieſigen Oppofitiong. 
blätter erklären auf das Entſchiedenſte, die Entſchel⸗ 
dung über die künftige Stellung Bosniens dürfe 
dem Parlamente nicht entzogen werden, ebenſo müſſt 
der Berliner Vertrag dem Reichstage zur Gutheißung 


Die durch die Demobiliſtrung eintretenden Er⸗ 
ſparniſſe werden auf 24,000 Gulden täglich be⸗ 


Der Landtag erledigte 
heute in der Spezialdebatte die noch rückſtändigen 
Die von dem Ba⸗ 
nus beantragte Streichung der Bosnien betreffenden 


Die von „Fanfulla“ 
gebrachte Nachricht, daß die franzöſiſche Regierung 
in Folge der ihr zugekommenen Verſicherungen über 
einen engliſch⸗türkiſchen Vertrag, betreffend das Pro. 
tektorat über Egypten, eine Flottendemonſtration im 
Mittelmeer vorbereite, wird von der „Agence Ha⸗ 
vas“ wiederholt für vollkommen unbegründet erklärt, 
mit dem Hinzufügen, daß die Flotte, welche am 12. 
d. die Rhede von Bona an der algeriſchen Küſte 
verlaſſen hat, direkt nach Toulon zurückkehre, ohne 
die italieniſcheu Häfen zu paſſtren. do 

Gutem Vernehmen nach ſind die Verhandlun⸗ 


einem 05 Morgenblatte gebrachte Nachricht für 
falſch, nach welcher die französische Regierung n 
Toulon große Vorbereitungen für eine See⸗Expedition 


Das Journal „Avve⸗ 
nire“ beſpricht die italienſſchen Intereſſen an den 
Donaumündungen und verlangt eine raſche Aner⸗ 
kennung der Unabhängigkeit Rumäniens durch die 
Die rumäniſche Regierung 
habe ſich durch die Ausführung der Stipulatlonen 
des Berliner Vertrags ein Recht auf das Wohl⸗ 
Allerdings harre der 
Art. 44 des Berliner Virtrages über die Juden 
noch der Ausführung; darüber ſolle aber durch eine 
konſtituirende Verſammlung entſchieden werden. Dieſe 
Frage ſei ſchwierig zu löſen, weil die Juden in Ru⸗ 
mänien nicht als Nationale, ſondern als Fremde 
betrachtet würden und demnach von der Wohlthat 
des gedachten Artikels ausgeſchloſſen ſeien. 
gens ſeien italteuiſche Juden in Rumänien faſt gar 


Kopenhagen, 15. Oktober. 
begann heute mit der Budgetberathung. 
rer der gemäßigten Linken, Graf Holſtein⸗Ledreborg, 
gab dabei die Erklärung ab, daß ſeine Partei bei 
ihrer bisherigen Politik verharre, obgleich die Aus⸗ 
ſichten in Folge des Verbleibens der dermaligen Re⸗ 
gierung ſich nicht günſtiger geſtaltet hätten, ſeine 
Partei wünſche aber, ſo weit möglich, Konflikte zu 
Graf Holſtein ſprach ſich ſodaun gegen 
mehrere der im Intereſſe der Landesvertheidigung ge⸗ 
machten Vorlagen aus und wünſchte ferner, daß die 
ſ. Z. den Beamten gemachten Theuerungszulagen 


Das Folkething 


’ 
. 
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Uebri⸗ 


Der Füh⸗ 


Der Miniſterpräſident 
Comunduros gab in der Sitzung der Kammer ein 
Expoſs über die Regierungsakte ſeit der letzten 
Comunduros erklärte, daß Griechenland 
ſich nicht aus Furcht der Theilnahme an dem letzten 
Kriege enthalten habe, ſondern weil England die 
Verſicherung ertheilt habe, daß die Rechte Griechen 


Der Kongreß habe 


hinſichtlich Griechenlands eine dem le 
Beſtimmung getroffen; er hoffe, daß ein gutes Ein⸗ 
vernehmen zwiſchen Griechenland und der A| 


. 


tzteren günſtige 


1 


Sollte jedoch die Pforte 
ſich weigern und Griechenland von Europa verlaſſen 
werden, ſo dürften Ereigniſſe herbeigeführt werden, 
welche die übrigen Mächte zwingen würden, ſich mit 
Schließlich beantragte der 
Miniſter die Bewilligung eines Kredits von welte⸗ 
ren 35 Millionen, um die Armee auf 40,000 Mann 


